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Lüttmann/Ingenc

Praxishandbuch:  

Künstliche Intelligenz in der öffentlichen 

Verwaltung

Zeit gewinnen, Komplexität beherrschen, Führung 

wirksam entlasten

Neuerscheinung März 2026, Taschenbuch, 12,50 Euro, 

 ISBN 9798250027113

Künstliche Intelligenz verändert die öffentliche Verwal-

tung. Doch die entscheidende Frage lautet nicht „Dürfen wir das?“, sondern 

„Wie setzen wir KI so ein, dass Führung entlastet wird, ohne Verantwortung 

abzugeben?“

Dieses Praxishandbuch richtet sich an Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister, Dezernenten sowie kommunale Führungskräfte, die KI strategisch, 

rechtssicher und wirksam einsetzen möchten.

KI ist kein IT-Projekt. Sie ist eine Führungsfrage. In vielen Kommunen 

wird KI getestet, doch häufig fehlen klare Zuständigkeiten, Leitplanken und 

strategische Orientierung.

Dieses Handbuch beinhaltet

	y eine verständliche Einordnung von KI im kommunalen Kontext

	y konkrete Anwendungsbeispiele aus der Verwaltungspraxis

	y sofort einsetzbare Prompt-Vorlagen

	y klare Leitplanken zu Datenschutz, Verantwortung und EU-KI-Verordnung

	y Strategien zur Einführung im Team-auch ohne eigene IT-Abteilung

Sie erhalten ein praxisorientiertes Navigationsinstrument für Führung und 

gewinnen

	y Zeitersparnis bei Vorlagen, Stellungnahmen und Kommunikation

	y strukturiertere Entscheidungsgrundlagen

	y Sicherheit im Umgang mit regulatorischen Anforderungen

	y Klarheit in der internen Steuerung

	y Orientierung für eine verantwortungsvolle Implementierung

Die Autoren:

Dr. Peter Lüttmann ist Bürgermeister der Stadt Rheine (NRW). Er steht für 

strategische Modernisierung und verantwortungsvolle Verwaltungsführung 

im digitalen Wandel.

Ilhan Ingenc ist Wirtschaftsinformatiker und Gründer von Ingenc 

Technologies. Er beschäftigt sich mit der Konzeption und Entwicklung 

KI-basierter Anwendungen und begleitet Organisationen im Kontext digi-

taler Transformation.
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ZUR PERSON

EHRUNGEN UND JUBILÄEN

MANFRED WEINER, Flecken Ottenstein, Samtgemeinde Boden-

werder-Polle, Landkreis Holzminden, wurde für seine 50-jäh-

rige Tätigkeit als Bürgermeister und Gemeindedirektor im 

Flecken Ottenstein sowie 40-jährige Mitgliedschaft im Rat 

der Samtgemeinde Polle und Samtgemeinde Bodenwer-

der-Polle die Große Verbandsurkunde des Niedersächsi-

schen Städte- und Gemeindebundes verliehen. Im Rahmen 

der Mitgliederversammlung 2026 des Kreisverbandes Holz-

minden gratulierte in Vertretung des NSGB-Präsidenten 

Referatsleiterin Maren Lücke, der Vorsitzende des Kreisver-

bandes Stephan Willudda sowie Kreisverbandsgeschäftsfüh-

rer Fred Burkert. Sie würdigten die außerordentlichen ehren-

amtlichen Verdienste Manfred Weiners für das Gemeinwohl.

Von links: Kreisgeschäftsführer Fred Burkert, Samtgemeinderat Tobias-Kai 
Schäfer, Manfred Weiner, 1. Kreisvorsitzender Stephan Willudda und NSGB-
Referatsleiterin Maren Lücke

Der NSGB im 

Internet:  

www.nsgb.de

AUS DEM NSGB
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Die Kommunen und der Ritt vor die Wand
Defizitäre Landkreise, Städte und Gemeinden:  
Der unbemerkte Teil der Staatsfinanzierungskrise

VON DR. MARCO TRIPS

Von der Öffentlichkeit bislang unbemerkt ist neben 

den bekannten Systemkrisen in Rente, Krankenver-

sicherung und Pflege sowie den Löchern im Bundes-

haushalt eine gigantische kommunale Finanzkrise 

entstanden: Im Jahr 2025 haben die Kommunen in 

Deutschland 32 Milliarden Euro mehr ausgegeben 

als eingenommen1. Dieses größte Defizit der bun-

desrepublikanischen Geschichte ist das Vierfache 

der vormals schlimmsten Fehlbeträge. Diese lagen 

mit jeweils rund acht Milliarden Euro in den Jahren 

2003 und 2009 und waren das Ergebnis von Steuer

reformen und begrenzten Wirtschaftskrisen, die 

aber nach kurzer Zeit endeten.

Heute ist die Misere der Kommunen nicht wie 

damals auf singuläre Einnahmeausfälle zurückzu-

führen, die absehbar wieder behoben werden könn-

ten. Im Gegenteil: Ein Einnahmeproblem gibt es der-

zeit (noch) nicht, denn die Einnahmen stiegen bisher 

immer noch leicht an2. Vielmehr hat sich das riesige 

Minus trotz stetiger kommunaler Warnungen über 

die letzten Jahre strukturell aufgebaut, es addiert 

sich zum ähnlich hohen Defizit von minus 24 Milliar

1	 Statistisches Bundesamt (Destatis) nach vorläufigen Ergebnissen der 
vierteljährlichen Kassenstatistik vom 1.4.2026; https://www.destatis.de/
DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_114_71137.html

2	 Statistisches Bundesamt (Destatis), a.a.O.; vergleiche jedoch die 
Mai-Steuerschätzung 2026, in der die Einnahmeerwartungen nach unten 
korrigiert wurden, https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/
DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2026/05/2026-05-07-ergebnisse-
der-170-steuerschaetzung.html

DR. MARCO TRIPS
Präsident des  

Niedersächsischen  
Städte- und  

Gemeindebundes

den Euro aus 2024 und ist in der Prognose weiter 

steigend3. Ursache sind drastisch steigende Sozial-

ausgaben, zusätzliche Aufgaben mit zusätzlichen 

Personalanforderungen und eine beginnende Zins-

spirale4. Wenn das kommunale Pferd so weitergerit-

ten wird, dann wird es ein Ritt vor die Wand.

Ich halte es für brandgefährlich, diese von Bund 

und Ländern bewusst herbeigeführte Finanzkrise 

zu ignorieren und damit die Kommunale Selbstver-

waltung in ihrem Kern auszuhöhlen. Damit schaden 

Bund und Länder sich selbst, sie schaden der Demo-

kratie, sie schaden ihren Bürgerinnen und Bürgern. 

Im Zeitalter der Transformationen und einer sich 

anbahnenden neuen Weltordnung 

muss die Kommunale Selbstver-

waltung in die neue Zeit gerettet 

werden. Sie ist unverzichtbar. Dazu 

kann sie nicht weiter als Schulden-

bank der Nation benutzt werden, 

sondern muss sich auf eine aus-

reichende Finanzierung verlassen 

können.

KOMMUNALE 

SELBSTVERWALTUNG: IST DAS 

KUNST ODER KANN DAS WEG?

Die kommunale Selbstverwaltung 

ist kein technisches Detail der Ver-

waltung, kein bloßes Organisations-

prinzip – sie ist ein Herzstück der Demokratie in der 

Bundesrepublik Deutschland. Wer sie stärkt, stärkt 

Freiheit, Verantwortung und Demokratie. Wer sie 

schwächt, gefährdet die lebendige Grundlage unse-

res Staatsaufbaus.

Demokratie beginnt nicht im Bundestag, son-

dern vor der eigenen Haustür. In Gemeinden, Städ-

ten und Landkreisen wird Politik konkret, sichtbar 

und greifbar. Hier entscheidet sich, wie Kinder 

betreut werden, wie Straßen aussehen, ob Kultur 

blüht, ob Vereine leben und wie Nachbarschaft 

3	 DStGB vom 4.8.2025; https://www.dstgb.de/publikationen/pressemittei-
lungen/kommunalhaushalte-kollabieren-bislang-undenkbare-verschul-
dungsspirale-droht/

4	 DStGB, a.a.O.
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funktioniert. Die Menschen vor Ort entscheiden über ihre 

Angelegenheiten selbst. Diese Nähe zur Lebenswirklichkeit, 

die in den Regierungsapparaten des Bundes und der Länder 

oft fehlt, ist durch kein noch so gut gemeintes Zentralorgan 

ersetzbar. Nur wer die Probleme vor Ort kennt, kann tragfähige 

Lösungen entwickeln.

Damit ist die kommunale Selbstverwaltung durch Subsi-

diarität, Anpassung an die örtliche Vielfalt und Entlastung des 

Staates nicht nur ein effizientes Organisationsprinzip, sondern 

ebenfalls eine Machtbegrenzung. Kommunale Dezentrali-

sierung schützt vor übermäßiger Konzentration politischer 

Macht. Dies umso mehr, wenn man den politischen Wandel 

in einigen Demokratien beobachtet, in denen eine starke 

Ausrichtung auf eine zentrale und mindestens in Teilen frag-

würdig handelnde Bundesgewalt erfolgt. Eine Regierung, die 

in einem zentralistischen System leicht von oben nach unten 

durchregieren kann, wird Widerstände schneller wegwischen 

können als eine, die einer starken und eigenständig legitimier-

ten Selbstverwaltung gegenübersteht. Starke Kommunen 

sind daher kein Luxus, sondern ein Stabilitätsanker der gesam-

ten staatlichen Ordnung.

Zudem ist ohne das kommunale Ehrenamt keine lebendige 

Zivilgesellschaft möglich. Feuerwehren, Sportvereine, Kultur

initiativen, Nachbarschaftshilfen – sie alle wachsen im kommu-

nalen Raum.

Auch ist die kommunale Ebene die erste Schule politischer 

Beteiligung. Viele spätere Abgeordnete und Minister in Bund 

und Ländern haben auf kommunaler Ebene gelernt zu dis-

kutieren, Kompromisse zu schließen und Verantwortung zu 

übernehmen. Kommunalpolitik ist weniger ideologisch und 

stärker lösungsorientiert. Sie zwingt dazu, über Parteigrenzen 

hinweg zusammenzuarbeiten – weil die Straße gebaut werden 

muss, der Kindergarten fehlt oder das Schwimmbad saniert 

werden soll.

Schließlich hat Politik in der Kommune Namen und Gesicht. 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister wie auch Gemeinde-

räte sind ansprechbar – im Rathaus, auf dem Wochenmarkt, 

beim Vereinsfest. Jede Bürgerin und jeder Bürger können sich 

wählen lassen. Diese Nähe schafft Vertrauen in staatliches 

Handeln und Transparenz politischer Entscheidungen. Distanz 

hingegen erzeugt Misstrauen und Politikverdrossenheit.

So stehen, auch wenn die Wortwahl heute im Einzelnen 

eine andere wäre, nach wie vor die ursprünglichen Ziele des 

Freiherren vom Stein in der Nassauer Denkschrift, nämlich die 

„Ersparung an Verwaltungskosten (…), Belebung des Gemein-

geistes und des Bürgersinns, die Benutzung der schlafenden 

und falsch geleiteten Kräfte und zerstreut liegenden Kennt-

nisse, der Einklang zwischen dem Geist der Nation, ihren 

Ansichten und Bedürfnissen und denen der Staatsbehörden, 

die Wiederbelebung der Gefühle für Vaterland, Selbständig-

keit und Nationalehre“5 fest verankert und in ihrer Bedeutung 

unbestritten.

FINANZIELLES AUSBLUTEN DER KOMMUNALEN EBENE: 

DIE VIER KOMMUNALEN APOKALYPTISCHEN REITER

In vielen sogenannten Sonntagsreden der hohen politischen 

Ebenen vom Bundespräsidenten bis zum Landesstaats

sekretär werden folgerichtig Bausteine als fester Bestandteil 

aufgenommen, die die eben dargestellten Vorzüge der kom-

munalen Selbstverwaltung preisen, oft verbunden mit der 

Beschwörung der eigenen Anfänge oder noch vorhandenen 

Sitze in kommunalen Räten oder Kreistagen.

Im eklatanten Gegensatz dazu haben Bund und Länder in 

den letzten Jahren die Kommunen in die finanzielle Ausweg-

losigkeit gebracht, in der sie jetzt stehen. Vier Ursachen lassen 

sich ausmachen, die gleichsam als vier kommunale apoka-

lyptische Reiter den finanziellen Untergang der Kommunen 

ankündigen.

5	 Heinrich Friedrich Karl vom und zum Stein; Nassauer Denkschrift, Juni 1807, zitiert nach 
https://www.uni-muenster.de/imperia/md/content/geschichte/personen/ttippach/
nassauische_denkschrift.pdf, dort Seite 394

FO
TO

: M
AR

GO
T K

ES
SL

ER
/P

IX
EL

IO
.D

E

Endlosbaustelle Kommunalfinanzen

https://www.uni-muenster.de/imperia/md/content/geschichte/personen/ttippach/nassauische_denkschrift.pdf
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ERSTER REITER: NEUE AUFGABEN MIT  

UNZUREICHENDER SACH- UND BETRIEBSKOSTEN

FINANZIERUNG – FEHLENDE KONNEXITÄT

Durch Bundes- oder Landesrecht wurden und werden viele 

neue Aufgaben und Ansprüche auf die Kommunen übertra-

gen. Die dafür notwendigen Gelder folgen jedoch meist nicht 

oder nur unzureichend diesen Aufgaben nach. Während Bund 

und Länder ihre Schuldengrenzen einhielten, wurden die 

Kommunen zur „Bad Bank“ der Nation. Vieles, was wünschens-

wert, aber nicht finanzierbar war, verschoben Bund und Län-

der auf die kommunale Ebene.

Symptomatisch sei an die Schaffung der Ganztagsbetreu-

ung von Kindern im Grundschulalter erinnert: Die notwendi-

gen Investitionen wurden mit viel zu geringen Beträgen abge-

funden, die schon zur Zeit ihrer Berechnung, spätestens aber 

nach den Baukostensteigerungen der letzten Jahre überholt 

waren. Die Betriebskosten für den Betrieb von Mensen, ein 

Mehr an Schulverwaltung, Reinigung und Unterhaltung wur-

den zu erheblichen Teilen auf die kommunale Ebene verlagert, 

wiederum ohne eine annähernde Vollkostenrechnung. Dies 

alles bewusst und kollusiv protokolliert im Bundesrat6. Die 

Konnexität, also die Verbindung zwischen der Schaffung einer 

neuen Aufgabe und den dafür erforderlichen Ressourcen, ist 

zwar ein Verfassungsprinzip7, wurde und wird aber mit politi-

scher Absicht umgangen. Bund und Ländern bleibt der Orden 

auf dem Revers für neue Leistungen und Ansprüche für ihre 

Wählerinnen und Wähler, den Kommunen bleibt die Finan-

zierung und der Schlamassel der Umsetzung von Regeln, die 

genau aus diesen Gründen der Umgehung kompliziert und 

handwerklich schlecht gemacht sind.

Weitere Beispiele sind bei den Kindertagesstät-

ten, bei der Einführung von Wohngeld-Plus sowie 

bei zahlreichen weiteren kleineren und mittleren 

Anwendungsfällen zu finden.8 Mit der EU-Wieder-

herstellungsverordnung oder dem Brachflächen

kataster sind neue Fälle bereits abzusehen.

6	 Bundesratsdrucksache 348/1/21, S. 4; „Um Fragen der Konnexität zu ver-
meiden, ist der Gesetzestext so zu fassen, dass eine weitere landesrecht
liche Ausgestaltung nicht zwingend erforderlich ist.“

7	 Zumindest in den Ländern, der Bund unterliegt eigentlich einem Auf
gabenübertragungsverbot an die Kommunen, was der Bund aber wegen 
der fehlenden Schulrechtszuständigkeit durch Bezugnahme auf die 
Jugendhilfe seinerseits umgangen hat.

8	 Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände: „19. Bericht zur 
Finanzlage der Kommunen in Niedersachsen“, Hannover, 17.9.2025, S. 9ff

ZWEITER REITER: FAKTISCHES  

HINEINDRÄNGEN IN AUFGABENFREMDE 

FINANZIERUNGSVERANTWORTUNGEN

Die zweite Ursache ist ein Hängenlassen der kommunalen 

Ebene, ein Hineindrängen in unterfinanzierte Aufgaben, 

denen sie nicht ausweichen kann, für die sie aber nicht zustän-

dig ist und deren Ursache sie nicht gesetzt hat. Hier kann 

man nahtlos an das obige Beispiel der Ganztagsbetreuung 

im Grundschulalter anschließen: Die Schulträger sind nicht 

für pädagogisches Personal zur Kinderbetreuung zuständig, 

werden aber vor Ort faktisch in diese Aufgabe hineingedrängt, 

weil die Landesfinanzierung kein ausreichendes Bildungs-

angebot gewährleistet und im Jahr der Kommunalwahl kein 

Bürgermeister und kein Rat den Eltern erklären kann, warum 

seine Gemeinde die Anträge der verzweifelten und vom Land 

im Stich gelassenen Grundschulleitung nicht erhört. Auch 

hier lassen sich die Beispiele mühelos fortsetzen: Kein Bürger-

meister wird der Krankenhausleitung einen Betriebszuschuss 

absprechen, wenn die Klinikleitung ansonsten aufgrund man-

gelnder Finanzierung im Gesundheitssystem Insolvenz anmel-

den muss. Gleiches gilt für die Bezuschussung von Hausärz-

ten oder das große Feld der unbestritten notwendigen, aber 

bundesseits links liegen gelassenen Integration.

DRITTER REITER: MASSIV STEIGENDE SOZIALAUSGABEN

Neben diesen unterfinanzierten Aufgabenübertragungen 

sind die größte Ursache die derzeit massiv steigenden Sozial-

ausgaben9.

9	 Statistisches Bundesamt (Destatis), a.a.O.; DStGB, a.a.O.
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Insbesondere die Eingliederungshilfe, die Hilfe zur Erziehung 

und die Hilfe zur Pflege steigen seit Jahren mit einer immens 

hohen Dynamik. Die Eingliederungshilfe, die mit 26,8 Pro-

zent den größten Anteil an den kommunalen Sozialausgaben 

ausmacht, stieg allein 2025 um 11,2 Prozent. Seit dem Sys-

temwechsel zum Bundesteilhabegesetz hat die Steigerung 

dieser Leistung immens an Fahrt aufgenommen: Allein von 

2020 bis 2024 sind die Ausgaben um mehr als 40 Prozent 

gewachsen, seit 2017 sogar um 66,8 Prozent. Der Aufwuchs 

ist weniger steigenden Fallzahlen als einer Zunahme der Fall-

kosten durch bundesgesetzliche Regeln geschuldet. Die Hilfen 

zur Erziehung sind im Jahr 2025 um 17 Prozent 

gestiegen, die Hilfen für Kinder und Jugendliche 

mit seelischer Behinderung haben sich von 2023 

bis 2023 mehr als verdoppelt und die Hilfe zur 

Pflege wuchs 2023 mit 27 Prozent und 2024 mit 

17 Prozent dreimal so hoch wie der Anstieg der 

Empfängerzahlen.10 Wenn hier keine Begrenzung 

der kommunalen Ausgaben und ihrer Dynamik 

erfolgt, dann wird das Problem der desolaten 

Kommunalfinanzen nicht zu lösen sein. An den 

derzeitigen Überlegungen der Bundesregierung 

zur Pflegereform wird deutlich, dass die kommu-

nale Finanzkrise bisher nicht mitgedacht wird: 

Sollte es zu höherer Beteiligung der Pflegebe-

dürftigen kommen, wird die kommunal getra-

gene Hilfe zur Pflege weiter ansteigen.

VIERTER REITER: DIE ZINSSPIRALE BEGINNT 

ZU LAUFEN

Der vierte kommunale apokalyptische Reiter ist die sich zu 

drehen beginnende Zinsspirale. Je größer die nicht finanzier-

ten Pflichtaufgaben, umso mehr Kredite müssen hierfür aufge-

nommen werden, da die Investitionen aus eigener Kraft nicht 

mehr zu tragen sind. Je mehr Kredite aufgenommen werden, 

umso höher fallen die Zinsausgaben an. Je höher die Zinsaus-

gaben, umso schwieriger wird die Finanzierung der Aufgaben. 

Die Zinsspirale beginnt zu laufen.

10	Allgemeiner Überblick in Deutscher Städte- und Gemeindebund: „Bilanz 2025 + 
Ausblick 2026 der deutschen Städte und Gemeinden“, Berlin, 5.1.2026 S. 13 ff. sowie 
ein allgemeiner 10-Jahres-Vergleich seit 2013 in Deutscher Städtetag: „Entwicklung der 
Sozialausgaben an den Beispielen Kinder- und Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und 
Hilfe zur Pflege“, Köln, 17.2.2025

BUND UND LÄNDER: ANTWORTEN STATT 

VERANTWORTUNG

Wenn nun die kommunale Selbstverwaltung durch finanziel-

les Austrocknen in eine Handlungsunfähigkeit hineingedrängt 

wird, dann werden all die Aspekte, die für sie sprechen, ins 

Gegenteil verkehrt. Welcher Bürgermeister und welcher Rat 

legen Elan in der Gestaltung der örtlichen Gemeinschaft an 

den Tag, wenn eine solche Gestaltung gar nicht mehr möglich 

ist? Welche Bürgerin und welcher Bürger hat noch Vertrauen in 

die Gestaltungskraft vor Ort, wenn laufende Kosten auf Pump 

bezahlt werden und die Infrastruktur leidet?

Nach Art. 58 der Niedersächsischen Verfassung hat das Land 

Niedersachsen eine ausreichende kommunale Finanzaus-

stattung zu garantieren. In den letzten Jahren selbst im Plus 

reagiert das Land jedoch nur auf großen Druck und extrem 

zeitverzögert. Letztlich garantiert Art. 28 GG die (handlungs

fähige) kommunale Selbstverwaltung auf Bundesebene. Beide 

höheren politischen Ebenen müssen der kommunalen Finanz-

krise mehr Beachtung schenken und ihre verfassungsrecht

liche Verantwortung wahrnehmen. Die Kommunen gehören 

zum großen Reformbedarf aller Systeme neben Rente, Pflege, 

Gesundheitsversorgung und den gewaltigen Transformations-

bedarfen in Energie, Infrastruktur und Verteidigung gleichbe-

rechtigt dazu.

Bisherige Antworten einer Politik, die um ihre Wahlver-

sprechen bangt und lieber verteilen als reformieren möchte, 

reichen nicht aus.
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„IHR HABT DOCH JETZT GENUG BEKOMMEN!“: DER 

ABGEORDNETE UND DIE INVESTITIONSMILLIARDEN

Eine bekannte Antwort lautet, die Kommunen seien durch 

die Bundesinvestitionsmittel des „Sondervermögens für Infra-

struktur und Klimaneutralität“ doch nun wirklich ausreichend 

bedacht und sollten still und dankbar sein.

Brechen wir es zunächst einmal herunter: In Niedersachsen 

stehen bis 2042 aus dem Sondervermögen für Infrastruktur 

und Klimaneutralität 4,7 Milliarden zur Verfügung – also 390 

Millionen pro Jahr. Das klingt zunächst nach sehr viel Geld. 

Wenn man die Wirkung betrachtet, relativiert sich die Betrach-

tung aber schnell. Für eine 10 000-Einwohnergemeinde ste-

hen insgesamt etwa 3,2 Millionen Euro zur Verfügung. Das ist 

eine Turnhalle, sicherlich nicht der einzige Investitionsbedarf 

in diesem Zeitraum. Wenn medial der Eindruck erweckt wird, 

hier wird Deutschland durchsaniert, so ist dies schlicht falsch.

Neben dem oben beschriebenen bundesweiten Betriebs-

defizit in Höhe von 32 Milliarden Euro besteht immerhin noch 

ein über die Jahre aufgebauter Investitionsstau von 216 Mil-

liarden Euro. Mit diesem Sondervermögen wird also erreicht, 

dass sich die Kommunen weniger verschulden müssen, die 

kommunale Investitionsquote stagniert bestenfalls, ist zuletzt 

sogar gesunken11. Die Hilfen sind konjunkturfördernd, heilen 

aber nicht die strukturelle Unterfinanzierung.

Zudem sollte die Wirkung von kommunalen Investitio-

nen nicht verkannt werden, denn der Begriff ist irreführend. 

Während in der Privatwirtschaft Investitionen zu höherer oder 

besserer Produktivität führen und somit am Ende die Gewinne 

steigern, wirken kommunale Investitionen nur gesellschaftlich 

und mittelbar. Sie erreichen bessere Bildung, höhere Sicher-

heit oder eine gesündere Bevölkerung, bringen aber den kom-

munalen Kernhaushalten neben Zinsen für die aufgenomme-

nen Kredite zusätzliche Abschreibungen, Unterhaltungs- und 

Betriebskosten.

Wenn in der Wirtschaft kein Wachstum mehr stattfindet, 

kann die öffentliche Hand nicht ständig an neuer Substanz 

zubauen – sie kann dann irgendwann nicht mehr alles instand-

halten, was über die Jahre entstanden ist. Dieser kommunale 

Substanzverlust betrug in Deutschland 2024 13 Millionen Euro 

pro Tag12.

11	Landesamt für Statistik Niedersachsen: „Vergleichende Darstellung der finanziellen 
Situation von Land und Gemeinden/Gv“, Hannover 2025, Tabelle D Quoten

12	DStGB, https://www.dstgb.de/themen/mobilitaet/verkehrsinfrastruktur/investitionsof-
fensive-infrastruktur-notwendig/

DURCHHALTEPAROLEN OHNE REALITÄTSSINN:  

„WENN DENN IM NÄCHSTEN JAHR DIE WIRTSCHAFT  

WIEDER ANSPRINGT…!“

Wer nun die kommunale Finanzkrise allein mit einem Verweis 

auf zukünftiges Wirtschaftswachstum relativieren will, unter-

schätzt sowohl die strukturelle Schwäche der deutschen Volks-

wirtschaft als auch die Dynamik der staatlichen Ausgaben. Das 

Narrativ lautet: Wenn die Konjunktur erst wieder anspringt, 

steigen automatisch die Steuereinnahmen – und die Haus-

haltsprobleme lösen sich gewissermaßen von selbst. Ein Blick 

auf die vergangenen Jahre und die absehbare Zukunft zeigt 

jedoch, wie unrealistisch diese Hoffnung ist.

Die Wirtschaft in Deutschland befindet sich seit Jahren in 

einer Phase der Stagnation. Nach zwei Rezessionsjahren 2023 

und 2024 folgte 2025 lediglich ein Miniwachstum von rund 

0,2 bis 0,3 Prozent – ein Wert, der faktisch wirtschaftlicher Still-

stand ist. Zwischen 2019 und 2025 hat die reale Wirtschaftsleis-

tung kaum zugelegt. Die vorsichtig optimistischen Prognosen 

für 2026 sind aufgrund des Iran-Krieges wieder auf ein Stagna-

tions-Niveau von 0,5 Prozent heruntergefahren worden13.

Ein zweiter zentraler Aspekt der gesamtwirtschaftlichen 

Schwäche Deutschlands ist der andauernde Strukturwan-

del im industriellen Sektor, der von vielen Beobachtern als 

Deindustrialisierung beschrieben wird – also der fortschrei-

13	Handelsblatt vom 16.4.2026, https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/wirt-
schaft-regierung-halbiert-offenbar-wachstumsprognose-fuer-2026/100217590.html
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tende Abbau industrieller Arbeitsplätze und Produktionska-

pazitäten zugunsten des Dienstleistungssektors. In den letz-

ten Jahren hat sich diese Entwicklung deutlich beschleunigt: 

Allein im Jahr 2025 wurden in der Industrie mehr als 120 000 

Arbeitsplätze gestrichen, ein Verlust, der die ohnehin schwa-

che Binnenkonjunktur zusätzlich belastet – und dies, obwohl 

die Industrie traditionell als Herzstück des deutschen Export-

modells gilt14.

Zudem haben im Jahr 2025 die deutschen Amtsgerichte 

24 064 beantragte Unternehmensinsolvenzen registriert. Wie 

das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, waren das 10,3 

Prozent mehr als im Vorjahr, nachdem die Zahl bereits 2024 

und 2023 jeweils um mehr als 20 Prozent angestiegen war 

(2024 zum Vorjahr: plus 22,4 Prozent, 2023 zum Vorjahr: plus 

22,1 Prozent).15

Die Gründe für diesen Strukturwandel sind vielfältig: 

Neben hohen Energie- und Produktionskosten im internati-

onalen Vergleich und wachsender Konkurrenz vor allem aus 

Asien spielt die Umstellung auf neue Technologien sowie ein 

verschärfter globaler Wettbewerb eine Rolle. Dies führt dazu, 

dass viele Unternehmen ihre Produktion oder Investitionen ins 

Ausland verlagern oder in Deutschland Kapazitäten reduzie-

ren, um wettbewerbsfähig zu bleiben.

Für den Arbeitsmarkt hat dieser Wandel gravierende Folgen: 

Verluste in der Industrie können nicht einfach durch Beschäf-

tigungsgewinne im öffentlichen Dienst oder im Dienstleis-

tungssektor kompensiert werden, weil viele der verlorenen 

Industriearbeitsplätze in Regionen und Branchen konzentriert 

sind, die überdurchschnittlich gut bezahlt sind und wichtige 

Steuereinnahmen generieren. Kurzfristige Beschäftigungs

effekte im Dienstleistungsbereich wirken hier als Trostpflaster, 

ersetzen aber nicht die wegfallenden produktiven Kapazitäten 

oder die nachhaltigen fiskalischen Beiträge der Industrie.

Im Zusammenspiel mit den zuvor beschriebenen Faktoren 

– stagnierender Konjunktur, geopolitischen Risiken und stei-

genden Staatsausgaben – wird deutlich: Auch wenn einzelne 

Teilsegmente leichte Erholungstendenzen zeigen mögen, ist 

die grundlegende industrielle Substanz Deutschlands derzeit 

unter Druck. Diese Entwicklung schwächt nicht nur die Betä-

tigungsfelder für Millionen Beschäftigte, sondern reduziert 

langfristig auch das steuerliche Fundament, auf das Kommu-

nen und Staat gleichermaßen angewiesen sind.

14	Tagesschau vom 17.2.2026, https://www.tagesschau.de/wirtschaft/industrie-baut-2025-
mehr-als-120000-stellen-ab-100.html

15	Statistisches Bundesamt (Destatis) vom 13.3.2026, https://www.destatis.de/DE/Presse/
Pressemitteilungen/2026/03/PD26_085_52411.html, 13.3.2026

Das Fazit ist ernüchternd: In absehbarer Zeit ist kein kräftiges 

Wirtschaftswachstum in Deutschland zu erwarten. Und selbst 

wenn es zu einem moderaten Aufschwung käme, wäre er zu 

schwach, um die strukturell wachsenden Ausgaben des Staa-

tes – von Kommunen über Gesundheit bis Rente – zu decken. 

Die kommunale Finanzkrise ist daher kein konjunkturelles Pro-

blem, das sich mit dem nächsten Aufschwung erledigt, son-

dern ein strukturelles – und genau so muss sie auch politisch 

behandelt werden.

Alles andere ist ein Verzweiflungsargument der Art von 

Politik, die nur Geld verteilen kann.

WENN DU NICHT MEHR WEITERWEISST, DANN GRÜNDE 

EINEN ARBEITSKREIS

Die Kommunen haben große Hoffnungen in von der neuen 

Bundesregierung eingesetzte Reformkommissionen gelegt. 

Hier ist mittlerweile brutale Ernüchterung eingetreten. Die 

Sozialstaatskommission hat sich mit organisatorischen Ver-

änderungen beschäftigt, die Finanzen aber ausgeklammert. 

Entlastungen der Kommunen bei diesem zentralen Thema 

sind hier nicht zu erwarten. Die Konnexitätskommission 

beschäftigt sich mit technischen Fragen, geht aber der letzt-

lichen Konsequenz einer Gegenfinanzierung neuer Aufgaben 

aus dem Weg, und zwar sehenden Auges, weil klar ist, dass im 

Bund dann keine Politik mehr gemacht werden kann. Auch im 

Zukunftspakt mit den Kommunen wurden die Finanzen mitt-

lerweile herausgelöst, man hat sich dort auf den bequemen, 

aber aussichtslosen Versuch verständigt, Deutschland durch 

Verwaltungsmodernisierung, Entbürokratisierung und Digi-

talisierung zu sanieren. Das ist auch wichtig, wird aber nicht 

funktionieren und keine entscheidenden finanziellen Effekte 

auslösen.

ES IST GENUG GELD DA, ES MUSS NUR ANDERS VERTEILT 

WERDEN

Wer von Steuererhöhungen zur Lösung aller Krisen träumt, 

möge sich die Staatsquote in Deutschland ansehen. Sie ist mit 

gleichbleibenden knapp 49 Prozent schon recht hoch16. Gegen 

Steuererhöhungen sprechen derzeit eine schwächelnde Wirt-

schaft, die eher einen Wachstumsschub als zusätzliche Belas-

tungen bräuchte. Gleiches gilt für die private Binnennach-

frage. Mit Blick auf die über die Systemkrisen hinausgehenden 

Transformationsbedarfe in den Bereichen Verteidigung, 

16	Bundesministerium der Finanzen; https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsbe-
richte/Ausgabe/2025/03/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-s21-internationaler-vergleich-
staatsquoten.html
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Energiewende oder Mobilität wird zusätzliches Geld 

ja auch noch für andere Bereiche benötigt. Am Ende 

steht die Tatsache, dass es ja von der Ursache her eine 

Ausgaben- und keine Einnahmenkrise ist: Einfach die 

staatlichen Einnahmen zu erhöhen und die übermäßig 

steigenden Ausgaben laufen zu lassen, ist somit eine 

schlechte Option. Dies meint auch der Bundesrech-

nungshof, der im April 2026 deutlich vor einer „unge-

bremsten Ausgabedynamik“ und einem Aufschieben 

unbequemer Maßnahmen warnt und eine „offensicht-

liche Diskrepanz zwischen Ausgabenansprüchen und 

Finanzierungsrealität“ feststellt. Unter Einbeziehung 

der sogenannten Sondervermögen sei das Ausgaben-

volumen ‌des Bundeshaushaltes von 2019 bis 2026 

um 75 Prozent auf 633 Milliarden Euro gestiegen. Die 

Einnahmen seien im selben Zeitraum jedoch nur um rund 20 

Prozent gewachsen.17 Im Übrigen spricht auch die demografi-

sche Perspektive eher für eine Aufgaben- und Ausgabenver-

minderung, da eine Erhöhung der Belastungen auf zukünftig 

weniger Einzahlende verteilt werden muss.

DANN EBEN VERSCHULDEN, MACHEN ANDERE JA AUCH

Eine weitere Antwort lautet, man könne ja die Staatsverschul-

dung Deutschlands im internationalen Vergleich noch um 

einiges in die Höhe treiben. Sie liegt im Jahr 2026 noch bei 

relativ stabilen 63 Prozent des Bruttoinlandproduktes, wäh-

rend beispielsweise Frankreich bei 117 Prozent, Italien bei 

139 Prozent und Spitzenreiter Japan bei 250 Prozent liegen18. 

Befürworter wollen so die Wirtschaft beleben und teurere 

soziale und gesellschaftliche Kosten in der Zukunft abwenden, 

zum Beispiel in den Bereichen der Bildung und der Klimafol-

genanpassung. Abgesehen von der Belastung zukünftiger 

Generationen eben auch mit den Kreditkosten ist an dieser 

Stelle auf die oben genannte Zinsspirale zu verweisen, in der 

die Zinsausgaben andere Ausgaben und Aufgaben verdrän-

gen. Zudem scheint mir ein großer Teil der Schuldenaufnahme 

eher zur Querfinanzierung von laufenden Sozialausgaben zu 

dienen. Größer ist daher wohl die Gefahr der Setzung von 

Fehlanreizen, das System so zu belassen, wie es ist und not-

wendige Reformen zu verschleppen. Mir scheint, dass wir uns 

17	Zitiert nach Welt online: https://www.welt.de/wirtschaft/article69e60fba-
b6150a5f72a94e0d/haushalt-diskrepanz-zwischen-anspruch-und-realitaet-regie-
rung-lebt-laut-rechnungshof-ueber-verhaeltnisse.html?cid=socialmedia.email.
sharebutton

18	Bundesministerium der Finanzen, https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsbe-
richte/Ausgabe/2025/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-s18-internationaler-vergleich-
schuldenquoten.html

genau in dieser Phase befinden. Absehbar ist jedoch, dass 

dieser Traum zerplatzt – spätestens dann, wenn die angefrag-

ten Summen eine Dimension erreichen, die keine Bank mehr 

finanzieren wird. Betrachtet man die oben dargestellte Stei-

gerung der kommunalen Verschuldung, so sieht man, dass 

wir auf dem besten Weg in diese Konstellation sind. Letztlich 

fehlt insgesamt das Wachstum, um die so steigenden Zinsaus-

gaben zu kompensieren. Es wird wohl auch kaum durch die 

mit diesen Zinsen finanzierten Investitionen erreicht werden, 

sondern hängt zu einem sehr viel maßgeblicheren Teil von 

den oben dargestellten externen Faktoren ab. Insofern verliert 

diese Antwort relativ schnell an Reiz.

OFFENBARUNG STATT APOKALYPSE – ODER: WIE KANN 

EINE LÖSUNG AUSSEHEN?

Was ist also die Lösung? Werden die eben beschrieben kom-

munalen apokalyptischen Reiter die Kommunale Selbst-

verwaltung mit sich reißen und mit Ansage vor die Wand 

reiten, oder gibt es am Ende doch eine heilsversprechende 

Offenbarung?

Es gibt sie – aber sie ist verbunden mit einer gewaltigen 

politischen Kraftanstrengung. Um die riesige Dimension einer 

solchen Lösung beispielhaft deutlich zu machen, sei hier ein-

mal folgende Rechnung aufgemacht:

Das fremdverschuldete kommunale Defizit in Niedersach-

sen lag 2025 bei 3,6 Milliarden Euro. Versuchen wir, uns eine 

Kompensation dieses Defizits jenseits aller sich gegenseitig 

bedingender Wechselwirkungen sowie der Reaktionen von 

Gewerkschaften, Interessenverbänden, Sozialverbänden, 

Medien und Bürgerinnen und Bürgern vor Ort vorzustellen.
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Wenn die kommunalen Personalkosten um zehn Prozent 

gesenkt würden, wäre dies eine Einsparung von 900 Milli-

onen Euro. Pauschale zehnprozentige Leistungskürzungen 

auf Bundesebene bei gleichbleibenden Erstattungsleistun-

gen durch den Bund würden im Bereich Grundsicherung für 

Arbeitssuchende 250 Millionen Euro, im Bereich Kinder- und 

Jugendhilfe 250 Millionen Euro, im Bereich Eingliederungs-

hilfe 350  Millionen Euro und im Bereich Sozialhilfe 200 Milli-

onen Euro bewirken. Nehmen wir weiter eine zehnprozentige 

Kürzung von Transferleistungen an, also den kommunalen 

Zuschüssen an Dritte, so brächte dies nochmal 350 Millionen 

Euro. Mit diesen extrem schmerzhaften Einschnitten wären wir 

bei 2,4 Milliarden Euro. Würde das Land die in Niedersachsen 

von den Kommunen geforderte zusätzliche Milliarde im Kom-

munalen Finanzausgleich bereitstellen, verbliebe noch ein 

Defizit von 200 Millionen, die mit einer 15-prozentigen Erhö-

hung der kommunalen Grundsteuer oder wahlweise einer 

fünfprozentigen Erhöhung des Anteils an der Einkommens-

steuer durch den Bund abgerundet werden könnte.

Derzeit ergeht sich die Bundesregierung in Ankündigungen 

von Reformen einzelner prominenter Teilsysteme, die sofort 

kraftvolle Widersprüche einzelner Interessenvertretungen – 

oder schlimmer noch Streit innerhalb der Bundesregierung 

– provozieren. Nun ist es richtig und begrüßenswert, Reform-

vorschläge zu Rente, Steuern und Krankenversicherung zu 

unterbreiten, man wundert sich nur über die offensicht

liche und mit internen Regierungsstreitigkeiten verbundene 

Unkoordiniertheit, in der dies erfolgt.

Wie dem auch sei: Die kommunale Finanzkrise dürfte unter 

allen Reformbedarfen der am wenigsten prominente und 

medienwirksame sein – die Kommunen drohen wieder ein-

mal hinten runterzufallen. Insofern bin ich fest davon über-

zeugt, dass wir einen politischen Großmoment bräuchten, in 

dem Bundesregierung und Länder (also auch die gemäßigte 

Bundesopposition) gemeinsam auftreten, Umfragen, Social 

Media und Bildzeitung mal ein paar Monate ignorieren und 

mutig den gordischen Reformknoten durchschlagen – denn 

auseinanderfädeln kann man ihn nicht.

Es muss ein Gesamtreformpaket geschnürt, den Menschen 

erklärt und umgesetzt werden, dessen Inhalte auch hier 

nicht genau bestimmt werden können, das aber allen Sei-

ten Schmerzen bereiten müsste und sollte. Es darf aber die 

Belange der Kommunen nicht als zweitrangig außer Acht 

lassen.

Letztlich müssen wir feststellen, dass wir derzeit kein Wirt-

schaftswachstum haben, der Staat sich also in seinen Ausga-

ben beschränken muss. Der Spagat zwischen einem Entlasten 

der Wirtschaft mit dem Ziel eines erneuten Wachstums und 

den gewaltigen Transformationsbedarfen verlangt nach einer 

austarierten Mischung von Anspruchsrücknahmen, Ausga-

bensenkungen, mehr Selbstverantwortung der Bürgerinnen 

und Bürger statt einer All-Inclusive-Mentalität und einer stär-

keren Verantwortung derjenigen, die starke Schultern haben. 

Die Bürgerinnen und Bürger ahnen oder wissen, dass solche 

Einschnitte in staatlichen Leistungen bevorstehen. Ein solches 

Gesamtpaket müsste beispielsweise einige in den letzten Jah-

ren zu großzügig angelegte Sozialleistungen reduzieren und 

gleichzeitig Vermögenssteuer oder Erbschaftssteuer adressie-

ren, es müsste Arbeitnehmern und Beamten, Deutschen und 

Ausländern, Rentnern und Pensionären, gesetzlich und privat 

Versicherten, Jungen und Alten – vielleicht durch ein Pflicht-

jahr – gleichermaßen und zeitgleich Opfer abverlangen. Dann 

hätte ein solches Maßnahmenpaket eine Chance auf Akzep-

tanz, zumal wenn die Politik gleichzeitig eine ehrliche Ein-

schätzung und Bilanz der Lage Deutschlands abgeben würde. 

Ein solcher Schulterschluss, vielleicht noch unterlegt mit einer 

Prise Pathos, würde auch erwartbaren Gegentiraden der rech-

ten und linken Extremopposition, die das System nicht stüt-

zen, sondern stürzen wollen, ein wenig die Kraft nehmen.

Wenn uns ein solcher großer politischer Moment in Abkehr 

von den eingespielten Verteilkämpfen hin zu einer Stabi-

lisierung des Systems gelingt, dann können die Zügel noch 

herumgerissen werden, bevor auch der kommunale Ritt tat-

sächlich an der Wand der finanziellen Handlungsunfähigkeit 

endet.
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Kommunale Finanzen im Blick – 
Handlungsfähigkeit gemeinsam stärken
VON DANIELA BEHRENS

DANIELA BEHRENS  
ist die Niedersächsische 

Ministerin für Inneres, Sport 
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Die finanzielle Lage unserer niedersächsischen Kom-

munen ist angespannt. Trotz steigender Einnahmen 

stehen viele Städte, Gemeinden und Landkreise vor 

erheblichen Belastungen. Der Beitrag beleuchtet 

die aktuelle Entwicklung der Kommunalfinanzen 

aus Sicht des Innenministeriums – mit Blick auf 

die horizontale Finanzverteilung, die Kommunal-

aufsicht sowie Ansätze für einfachere Verfahren, 

Digitalisierung und eine verlässliche kommunale 

Handlungsfähigkeit.

KOMMUNALE FINANZEN IN ANGESPANNTER 

LAGE

Die finanzielle Situation der Kommunen in Nieder-

sachsen hat sich in den vergangenen beiden Jahren 

spürbar verschärft. Trotz steigender Steuereinnah-

men und wachsender Zuweisungen reichen die 

verfügbaren Mittel vielerorts nicht mehr aus, um 

die laufenden Ausgaben zu decken. Die Folge sind 

zunehmende Defizite und ein deutlicher Anstieg der 

Verschuldung – sowohl bei Investitions- als auch bei 

Liquiditätskrediten.

Diese Entwicklung zeigt, dass viele Kommunen 

inzwischen unter erheblichem finanziellem Druck 

handeln müssen. Viele unserer Kommunen begeg-

nen dieser Lage bereits mit besonders großem 

Einsatz und haben Konsolidierungsmaßnahmen 

eingeleitet.

VERTEILUNG UND AUFSICHT MIT AUGENMASS

Als Kommunalministerin richtet sich mein Blick nicht 

allein auf die Höhe der insgesamt zur Verfügung ste-

henden Haushaltsmittel, sondern auch auf deren 

Verteilung innerhalb der kommunalen Familie.

Gerade in einer Phase angespannter Haushaltslagen 

gewinnt der horizontale Ausgleich an Bedeutung. 

Finanzschwächere Kommunen sind in besonderer 

Weise auf verlässliche Rahmenbedingungen ange-

wiesen, um ihre Aufgaben weiterhin erfüllen zu kön-

nen. Gleichzeitig müssen die Bedarfe aller Kommu-

nen berücksichtigt werden. Eine ausgewogene und 

nachvollziehbare Verteilung ist deshalb ein zentraler 

Baustein für die Stabilität des kommunalen Systems 

in Niedersachsen. Vor diesem Hintergrund haben 

wir Ende 2025 die verfassungsrechtlich erforder

lichen Änderungen am Niedersächsischen Finanz-

ausgleichsgesetz vorgenommen, das eingespielte 

System aber beibehalten.

Die angespannte Finanzlage der Kommunen 

bleibt auch für die Kommunalaufsicht nicht ohne 

Folgen. Wenn Haushalte zunehmend unter Druck 

geraten, müssen Genehmigungsentscheidungen 

und aufsichtsrechtliche Bewertungen die tatsäch

lichen Rahmenbedingungen berücksichtigen.

Als Aufsichtsbehörde für 54 Kommunen in Nie-

dersachsen hat mein Haus die derzeitige Situation 

in den Kommunen angemessen berücksichtigt und 

die Landkreise sowie die Region Hannover gebeten, 

bei ihrer Aufsichtsführung entsprechend zu ver-

fahren. Es braucht hier eine gute Balance zwischen 

rechtlichen Anforderungen und einer Gewährung 

von Handlungsspielräumen. Kommunalaufsicht 

bedeutet in dieser Lage nicht nur Kontrolle, sondern 

auch Verantwortung für die Sicherung kommunaler 

Handlungsfähigkeit.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Die Herausforde-

rungen lassen sich nicht allein durch zusätzliche Mit-
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tel oder neue Förderprogramme lösen. 

Die finanziellen Spielräume sind auf allen 

staatlichen Ebenen begrenzt.

Deshalb ist es notwendig, auch die 

bestehenden Strukturen, Standards und 

Aufgaben kritisch in den Blick zu nehmen. 

Der demografische Wandel, steigende 

Anforderungen und begrenzte perso-

nelle Ressourcen führen dazu, dass wir 

prüfen müssen, wie staatliche Leistungen 

organisiert werden und wo Vereinfachun-

gen möglich sind. Einige Kommunen 

haben hier bereits unter hohem kommunalpolitischem Einsatz 

wichtige Schritte unternommen und zeigen, dass Veränderun-

gen möglich sind – auch wenn sie vor Ort nicht immer einfach 

umzusetzen sind.

DIGITALISIERUNG UND EINFACHERE VERFAHREN

Ein wichtiger Ansatzpunkt liegt in der Vereinfachung von 

Verfahren und in der Digitalisierung der Verwaltung. Digitale 

Antrags- und Abrechnungsverfahren, klare Zuständigkeiten 

und reduzierte Nachweisanforderungen können dazu beitra-

gen, den Verwaltungsaufwand zu verringern und Ressourcen 

gezielter einzusetzen.

Bei der Verwaltungsdigitalisierung geht es um spürbare 

Veränderungen im Alltag – für Bürgerinnen, Bürger und 

Unternehmen ebenso wie für die Verwaltung selbst. Über die 

Taskforce Digitalisierung unterstützt das Land die Kommunen 

dabei, wichtige Verwaltungsleistungen online anzubieten. 

Dort, wo die Taskforce bereits aktiv war, zeigt sich: Konkrete 

Hilfe für Digitalisierungsverantwortliche kann die Sachbear-

beitung vor Ort entlasten und die Umsetzung beschleunigen.

Ein konkretes Beispiel für einfachere und schnellere Förder

verfahren ist das neue Niedersächsische Kommunalförder

gesetz. Ziel ist dabei, Haushaltsmittel des Landes zügiger und 

mit weniger bürokratischem Aufwand für kommunale Förder-

mittelempfänger verfügbar zu machen. Das ist ein konkreter 

Beitrag zur Entlastung der Kommunen: Mittel sollen nicht nur 

bereitgestellt werden, sondern ohne unnötige Hürden dort 

ankommen, wo sie gebraucht werden.

GEMEINSAME VERANTWORTUNG VON BUND, LAND 

UND KOMMUNEN

Die zukunftsfeste Aufstellung der Kommunen ist eine gemein-

same Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen. Ein erheb-

licher Teil der festgestellten Ausgabensteigerungen hängt mit 

Aufgaben zusammen, die durch die Bun-

desgesetzgebung ausgelöst oder erweitert 

werden – insbesondere im sozialen Bereich.

Die Bundesregierung hat im Koalitions-

vertrag angekündigt, die Veranlassungs-

konnexität stärker zu beachten. Das ist ein 

wichtiges und notwendiges Signal. Ent-

scheidend wird aber sein, dass den Ankündi-

gungen Taten folgen und dadurch dauerhaft 

spürbare Entlastungen in den kommunalen 

Haushalten entstehen. Steuerliche Kompen-

sationen zugunsten der Kommunen bei Ein-

nahmeausfällen oder das Sondervermögen Infrastruktur und 

Klimaneutralität gehen in die richtige Richtung. Sie ersetzen 

aber keine dauerhafte strukturelle Antwort auf die steigenden 

kommunalen Pflichtausgaben.

Auch bei den kommunalen Verschuldungen braucht es 

tragfähige Lösungen. Der Bund hat inzwischen anerkannt, 

dass er einen Teil der aufgelaufenen kommunalen Belastun-

gen mitverantwortet. Der bislang vorgesehene Beitrag zur Alt-

schuldenhilfe für niedersächsische Kommunen reicht aus Sicht 

des Landes jedoch nicht aus. Hier braucht es eine deutlichere 

Unterstützung des Bundes.

HANDLUNGSFÄHIGKEIT SICHERN

Kommunen sind die Ebene, auf der staatliches Handeln unmit-

telbar wirksam wird. Ihre finanzielle Handlungsfähigkeit ist 

deshalb eine zentrale Voraussetzung für funktionierende 

öffentliche Leistungen und für das Vertrauen der Menschen in 

Staat und Demokratie.

Es muss das Ziel sein, die Kommunen so auszustatten, dass 

sie ihre Aufgaben zuverlässig erfüllen können – heute und in 

Zukunft. Dazu gehört neben einer verlässlichen Finanzausstat-

tung aber auch der Mut, Strukturen anzupassen und Verfahren 

zu vereinfachen.

Das Land wird diesen Weg gemeinsam mit den Kommunen 

weitergehen: mit verlässlichen Investitionen, der Unterstüt-

zung bei der Etablierung praktikabler und digitaler Rahmen-

bedingungen sowie einem klaren Bekenntnis zur kommuna-

len Selbstverwaltung.

...Es muss das Ziel sein, 
die Kommunen so 
auszustatten, dass sie 
ihre Aufgaben zuverlässig 
erfüllen können – heute 
und in Zukunft. “
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Handlungsfähige Kommunen sind 
Voraussetzung für eine gute Zukunft
VON GERALD HEERE

Kommunen bilden das Fundament unseres demokratischen Staates, denn hier erleben Bürgerinnen und 
Bürger Politik unmittelbar und konkret. Entscheidungen vor Ort prägen den Alltag der Menschen oft stärker 
als viele landes- oder bundespolitische Debatten. Starke Kommunen zeigen, wie lösungsorientierte Politik 
nah am Menschen funktionieren kann. Sie sind unverzichtbar für ein stabiles, lebendiges und zukunftsfähiges 
Deutschland. Deshalb ist die kommunale Finanzausstattung für die rot-grüne Landesregierung ein ungemein 
wichtiges Anliegen.

GERALD HEERE  
ist der niedersächsische 

Finanzminister
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Zugleich stehen seit Beginn der Legislatur Landes- 

und Kommunalhaushalte unter besonderem Druck. 

Die Gründe dafür sind bekannt: der völkerrechts-

widrige Angriffskrieg auf die Ukraine und seine Fol-

gen, die unsichere geopolitische Lage, hohe Infla-

tion sowie die strukturellen und konjunkturellen 

Herausforderungen, vor denen die deutsche Volks-

wirtschaft steht. All diese Herausforderungen lassen 

sich nur gemeinsam bewältigen.

RUND JEDER DRITTE EURO DES 

LANDESHAUSHALTS GEHT AN DIE KOMMUNEN

Seit Übernahme der Regierungsverantwortung hat 

die rot-grüne Landesregierung die Zahlungen an 

die Kommunen stetig erhöht. Rund jeder dritte Euro 

des Landeshaushalts fließt an sie. Damit liegt Nie-

dersachsen oberhalb des Durchschnitts der west-

lichen Flächenländer. Der Kommunale Finanzaus-

gleich (KFA) bleibt bei unveränderter Verbundquote 

für 2025 mit rund 5,6 Milliarden Euro auf dem hohen 

Vorjahresniveau und wird laut Plan bis 2029 auf 

6,4 Milliarden Euro anwachsen.

HISTORISCHES PAKET FÜR INVESTITIONEN 

UND KOMMUNALSTÄRKUNG

Besonders stechen die Beschlüsse zum Haus-

haltsplan 2026 und der Mittelfristigen Finanz-

planung 2025 bis 2029 hervor. Mit der Verab-

schiedung eines historischen Investitions- und 

Kommunalstärkungspakets von rund 14,5 Milliar-

den Euro setzt die Landesregierung den bislang 

größten Akzent dieser Legislatur. Mehr als sieben 

Milliarden Euro davon unterstützen die Kommunen 

unmittelbar. Von weiteren Maßnahmen werden sie 

mittelbar profitieren.

Eckpfeiler des Paketes sind:

	y Pauschale Weiterleitung von 50 Prozent des  

niedersächsischen Anteils am Sondervermögen 

für Infrastruktur und Klimaneutralität  

(rund 4,71 Milliarden Euro);

	y mindestens weitere 10 Prozent aus dem Anteil 

des Sondervermögens gehen in Maßnahmen, die 

auch dem kommunalen Interesse dienen;

	y Pakt für Kommunalinvestitionen „KIP 3“ –  

ein historisch einmaliges Förderprogramm für 

Investitionen in die kommunale Infrastruktur  

(600 Millionen Euro);

	y signifikante Aufstockung der Landesbeteiligung 

an den Kita-Betriebskosten (bis 2031 rund  

1,75 Milliarden Euro);

	y Übernahme der Kofinanzierung des Kranken-

haus-Transformationsfonds einschließlich eines 

Anteils für regionale Gesundheitszentren  

(2026 bis 2029 bis zu 600 Millionen Euro);

	y zusätzliche Mittel für Verbraucherschutz  

und Veterinärbehörden (bis 2028 zusätzlich  

40 Millionen Euro).

Übersicht Entwicklung der KFA Zahlungen

(Angaben in Milliarden Euro) Ist 2024 Ist 2025 Plan 2026

Innerhalb des Steuerverbundes   5,7   5,6   6,2

Außerhalb des Steuerverbundes   8,3   9,5   9,6

Insgesamt 14,0 15,1 15,8

FOTO: STOCKPICS - STOCK.ADOBE.COM
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Der Haushalt 2026 stellt zusätzlich Mittel für die Verwaltungs-

tätigkeit an öffentlichen allgemeinbildenden Schulen (jährlich 

acht Millionen Euro), den ÖPNV (zehn Millionen Euro) und für 

kommunale Sportstätten (25 Millionen Euro) bereit. Zudem ist 

es uns schon für 2026 gelungen, über 100 Millionen Euro an 

Offshore-Gewerbesteuer für die niedersächsischen Kommu-

nen dauerhaft zu sichern. Gespräche zu deren finaler Vertei-

lung sind im Gange.

WEITERE ENTLASTUNG IN AUSSICHT

Obwohl die Steuereinnahmen der Kommunen 2025 brutto 

deutlich gestiegen sind, täuscht dies nicht über deren ange-

spannte Haushaltslage hinweg. Das ist kein niedersächsisches 

Phänomen, sondern zeigt sich bundesweit. Die niedersächsi-

schen Kommunen wiesen für 2024 einen negativen Saldo in 

Höhe von fast vier Milliarden Euro aus. Gründe sind u.a. die 

gesteigerte Investitionstätigkeit, stark gestiegene Sozialleis-

tungen und Personalkosten sowie steigende Zinsausgaben.

Für 2025 ist nach aktuellem Stand mit keiner weiteren Ver-

schlechterung des Saldos zu rechnen. Der negative Trend aus 

2023 und 2024 konnte somit gestoppt werden, allerdings auf 

sehr schwachem Niveau. Deshalb ist es richtig, dass das Land 

weitere Unterstützungsmaßnahmen für 2026 und danach 

ergriffen hat, die diese verbesserte Entwicklung bekräftigen 

sollen. Weitere Entlastungsmaßnahmen werden folgen. Zwar 

befindet sich die Landesregierung mitten in der Aufstellung 

für den Doppelhaushalt 2027/2028, während diese Zeilen 

entstehen. Dennoch deuten bereits getroffene Beschlüsse auf 

weitere kommunale Entlastungen durch das Land hin, zum 

Beispiel bei IT-Administration und Kita-Betriebskosten.

Die zusätzliche Unterstützung der Kommunen ist in dieser 

Situation wichtig. Und wir wissen natürlich, dass die kommu-

nalen Forderungen über die genannten Entlastungsbeispiele 

hinausgehen. Allerdings fehlen im dritten Jahr der wirtschaft

lichen Schwächephase auch im Landeshaushalt Spielräume 

für eine umfangreichere finanzielle Entlastung. 2025 wird 

auch das Land einen negativen Saldo über anderthalb Milli-

arden Euro ausweisen. Außerdem liegt der Haupttreiber der 

kommunalen Belastungen vor allem in sozialpolitischen Leis-

tungsgesetzen des Bundes, für die eine völlig unzureichende 

Kompensation vorgesehen ist. Diese Gesetze wurden nicht 

durch das Land initiiert. Daher setzen wir uns aktiv dafür ein, 

dass endlich eine feste Regel der Veranlassungskonnexität 

besonders in Bezug auf kommunale Folgelasten bei Bundes-

gesetzen verankert wird.

GELD LÖST NICHT ALLE PROBLEME

Die aktuellen Herausforderungen lassen sich jedoch nicht nur 

mit Geld lösen. So fehlt weiter dringend benötigtes Personal, 

etwa Lehrkräfte und Schulsozialarbeiterinnen und -arbeiter. 

Bei den Investitionen gehen wir ein gutes Stück voran, aber 

auch hier zeigen sich Probleme wie Personalmangel und 

begrenzte Baukapazitäten. Deshalb kommt es auch auf das 

Engagement, die Ideen und die Veränderungsbereitschaft 

der Beteiligten an. Im Rahmen des Bürokratieabbaus war das 

Engagement der Kommunen ein wichtiger Baustein. Hier gibt 

uns der Erfolg des Kommunalfördergesetzes Recht. Auch die 

geänderten Verwaltungsvorschriften bei Fördermaßnahmen 

sehen deutliche Erleichterungen für Kommunen vor. Weitere 

Entlastungsmaßnahmen werden folgen.

Ich kann Ihnen versichern: Das Land ist sich seiner Ver-

antwortung für die Kommunen bewusst. Handlungsfähige 

Kommunen stärken die Widerstandskraft gegen die extremen 

Kräfte in unserem Land. Ihre Handlungsfähigkeit muss deshalb 

in unser aller Interesse sein. Lassen Sie uns gemeinsam Nieder-

sachsen voranbringen!
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KOMMUNALSTÄRKUNGSPAKET DES LANDES
Während die Kommunen in letzten Jahren überwiegend hoch defizitäre Finanzierungssalden zu verzeichnen hatten, konnte das Land mit Ausnahme der Corona-Krise durchgehend Überschüsse verbuchen. Der Niedersächsische Städte- und Gemeindebund hatte zunehmend vehementer eingefordert, die Kommunen entsprechend an der auseinanderklaffenden Verteilung zu beteiligen, zumal im Landeshaushalt erhebliche Rücklagen aufgelaufen waren.

Statt einer dauerhaften Beteiligung, etwa über eine Erhöhung der Verbundquote im kommunalen Finanzausgleich, wird das Land den Kommunen eine einmalige Investitionshilfe in Höhe von 600 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Insgesamt ent-fallen auf die Gemeinden davon etwa 305 Millionen Euro. Über einen Vorschuss sind noch Ende letzten Jahres 203 Millionen an die Gemeinden ausgezahlt worden, weitere 102 Millionen Euro stehen zum Abruf bereit. Die Gewährung der Mittel erfolgt weit-gehend voraussetzungslos und bürokratiearm auf Grundlage des neuen Niedersächsischen Kommunalfördergesetzes.

Geld von Bund und Land – 
gut, aber reicht das?
VON MARCO MENSEN

MARCO MENSEN  
Beigeordneter beim NSGB  

und für den Bereich  
Finanzen zuständig

SONDERVERMÖGEN DES BUNDES

Mit einer von der Bundesregierung 2025 initiier-

ten Verfassungsänderung sollen 500 Milliarden 

Euro zusätzliche Mittel aus einem Sonderver-

mögen für Infrastruktur und Klimaneutralität 

mobilisiert werden. Von diesem Betrag erhalten 

die Länder 100 Milliarden Euro mit der Vorgabe, 

einen bedeutenden Anteil an ihre Kommunen 

weiterzugeben.

Das Land Niedersachsen wird die 

Hälfte des ihm zustehenden Anteils 

in Höhe von 9,4 Milliarden Euro den 

Kommunen als pauschale Zuweisung 

zur Verfügung stellen. Von diesen 4,7 

Milliarden Euro werden etwa 2,59 Mil-

liarden Euro auf die Gemeinden entfal-

len. Das Land bereitet ein Gesetz vor, 

nach dem die Mittel bürokratiearm 

von den Kommunen für kommunale 

Investitionsmaßnahmen abgerufen 

werden können. Darüber hinaus hat 

das Land zugesagt, mindestens wei-

tere 940 Millionen Euro auf anderem 

Wege bereitzustellen.

Die desaströse Finanzsituation der niedersächsi-

schen Kommunen schärft den Fokus auf Finanz-

zuweisungen von Bund und Land. Mit den kom-

munalen Mitteln aus dem Sonderprogramm für 

Investitionen und Klimaneutralität des Bundes 

sowie dem Investitions- und Kommunalstärkungs-

paket des Landes Niedersachsen liegen zwei neue 

Programme zur Förderung kommunaler Investitio-

nen vor. Gleichzeitig hat das Land angekündigt, sich 

stärker an den Finanzhilfen für Kindertagesstätten 

beteiligen zu wollen. Wir stellen die drei Maßnah-

men mit erheblichen finanziellen Auswirkungen vor.

ERHÖHUNG DER FINANZHILFE FÜR KINDERTAGESSTÄTTEN

Jeder fünfte Euro der allgemeinen Deckungsmittel einer kreisangehörigen 

Gemeinde wird mittlerweile für den Betrieb von Tageseinrichtungen zur Betreuung 

von Kindern ausgegeben. Insbesondere die stark steigenden Personalkosten ent-

wickeln sich zunehmend zu einer kaum noch zu bewältigenden Herausforderung.

Auf entsprechende Forderungen hat das Land deshalb eine Anhebung seiner 

Beteiligung an den Personalkosten zugesagt. Der Zuschuss des Landes wird um 

290 Millionen Euro jährlich erhöht. Zudem soll sich die jährliche Dynamisierung der 

Zuweisungen an den tatsächlichen Tarifsteigerungen orientieren. Zuletzt wurde 

ebenfalls versichert, das Auszahlungsverfahren deutlich zu beschleunigen und auf 

Pauschalierungen zu setzen.

Vorerst beabsichtigt das Land, seine Zahlungen an die Träger der Aufgabe zu 

leisten. Wo eine entsprechende Vereinbarung mit den Landkreisen besteht, sind 

dies die mit der Aufgabe betrauten kreisangehörigen Gemeinden.
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Das Schiff sinkt – die Musikkapelle  
spielt fröhlich weiter!
VON UWE ZIMMERMANN

UWE ZIMMERMANN  
ist Stellvertretender 

Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes in Berlin
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In den Kommunen 
besteht ein gewaltiger 

Investitionsrückstand
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Die Finanzlage der Städte und Gemeinden in 

Deutschland ist schon nicht mehr nur dramatisch. 

„Eisberg voraus!“, heißt es in der Zeitung mit Blick 

auf die Lage in den Kommunen.1 Um bei diesem Bild 

des Dramas um die Titanic zu bleiben: In Wirklichkeit 

sinkt das Schiff bereits, während die Musikkapelle 

noch fröhlich weiterspielt.

Nach einem negativen Finanzierungssaldo von 

minus 24,3 Milliarden Euro im Jahr 2024 vergrößerte 

sich das kommunale Defizit im Haushaltsjahr 2025 

auf minus 29,4 Milliarden Euro.2 Was noch schlim-

1	 https://www.derneuekaemmerer.de/news/news/eisberg-voraus-
kommunen-fordern-30-milliarden-euro-61149/, aufgerufen am 
8.5.2026.

2	 Destatis Haushaltszahlen, vgl. https://www.destatis.de/DE/Presse/
Pressemitteilungen/2026/04/PD26_114_71137.html?template-
QueryString=kommunen, aufgerufen am 8.5.2026.

mer ist: Die Perspektiven der Kommunalfinanzen 

sind noch schlechter. Nach der Steuerschätzung 

vom Mai 2026 werden die Gemeinden bis 2030 rund 

24,4 Milliarden Euro weniger Steuern einnehmen als 

vorher angenommen.3 Die Rekorddefizite der Kom-

munen werden also noch übler werden. Vor allem, 

weil die kommunalen Ausgaben weiter stark anstei-

gen – insbesondere der Bereich Soziales allein wird 

bald 100 Milliarden Euro im Jahr ausmachen. Ähn-

lich sieht es bei den Personalausgaben aus, die im 

Haushaltsjahr 2025 um 6,5 Prozent auf fast 94 Milli-

arden Euro angestiegen sind. Wegen der strukturel-

len Unterfinanzierung wurde die Infrastruktur in den 

Städten und Gemeinden lange auf Verschleiß gefah-

ren. Mit dem traurigen Ergebnis eines kommunalen 

Investitionsstaus von 216 Milliarden Euro.4

Das vom Bund eingerichtete Sondervermögen für 

öffentliche Investitionen ist dabei ein kleiner Licht-

3	 Vgl. zur Steuerschätzung vom Mai 2026: https://www.bun-
desfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/
Finanzpolitik/2026/05/2026-05-07-ergebnisse-der-170-
steuerschaetzung.html, aufgerufen am 8.5.2026.

4	 KfW-Kommunalpanel 2025, vgl. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-
KfW/KfW-Research/KfW-Kommunalpanel.html?kfwmc=pm.p.per.mix.
na.google.google.erweitern-auf.PM-Mix_DK_Mittelstand_Basis.na.na.
na.na.na&wt_cc3=23000290697__&gad_source=1, aufgerufen am 
8.5.2026.

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2025; Grafik DStGB 2025

Angaben in Mrd. Euro

INVESTITIONSRÜCKSTAND  
Hochrechnungen für Städte, Gemeinden + Landkreise

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2025; 
Grafik DStGB 2025

Insgesamt

216 
Mrd.  
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17 DNG 3/2026  

THEMENSCHWERPUNKT

KOMMUNALFINANZEN

blick, aber bei Weitem keine Lösung für diese Prob-

leme. Über einen Zeitraum von zwölf Jahren werden 

die Kommunen nach den Regeln im sogenannten 

Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungs-

gesetz – LuKIFG)5 und in den Ländern selbst bun-

desweit gut 60 Milliarden Euro für ihre Investitionen 

erhalten. Viel weniger als nötig. Und da ist es schon 

bitter, wenn den bereits gebeutelten Kommunen 

aktuell vom Bund ein sogenanntes Länder- und 

Kommunalentlastungsgesetz6 vorgestellt wird, mit 

dem erstens allein den Ländern und zweitens nur in 

Höhe von einer Milliarde Euro im Jahr von 2026 bis 

2029 „geholfen“ werden soll.

Wegen der dramatischen Finanzlage der Kom-

munen hat der DStGB einen Paradigmenwechsel bei 

5	 https://www.gesetze-im-internet.de/lukifg/BJNR0F60A0025.html, 
aufgerufen am 8.5.2026.

6	 https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzes-
texte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_V/21_
Legislaturperiode/2026-04-15-LKEG/0-Gesetz.html, aufgerufen am 
8.5.2026.

der Finanzierung von sozialen Leistungen gefordert7 

und schlägt vor, dass Bund, Länder und Kommunen 

sich zu je einem Drittel an der Finanzierung der sozi-

alen Leistungen beteiligen, durch die die Kommu-

nen besonders belastet sind und für die es bislang 

keine Gegenfinanzierung gibt, namentlich bei der 

Eingliederungshilfe, der Kinder- und Jugendhilfe 

und bei den Hilfen zur Pflege. Mit einem derartigen 

Schritt könnte es gelingen, die Handlungsfähig-

keit der Städte und Gemeinden zumindest wieder 

spürbar zu sichern. Und man könnte einer Umset-

zung des Konnexitätsprinzips nach dem Grundsatz 

„Wer bestellt, der bezahlt“ näherkommen. Denn die 

Finanzmisere der kommunalen Kassen wird nicht 

zuletzt verursacht durch die Schere zwischen ord-

nungspolitischer Kompetenz und finanzpolitischer 

Verantwortung. Durch eine faire Finanzierungsver-

antwortung könnte diese Schere geschlossen wer-

den – und das ist mehr als notwendig!

7	 https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/kommuna-
le-finanzlage-prekaer-dstgb-fordert-paradigmenwechsel-bei-der-finan-
zierung-von-sozialen-leistungen/, aufgerufen am 8.5.2026.

kommunal.avacon.de

Als regionaler Energiepartner unterstützen wir 
Städte und Gemeinden in Niedersachsen bei der 
Energiewende und begleiten sie auf ihrem Weg 
zur CO2-neutralen Kommune.

Auf dem Weg in 
die Energiewelt 
von morgen

Zukunft beginnt zusammen

https://www.gesetze-im-internet.de/lukifg/BJNR0F60A0025.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_V/21_Legislaturperiode/2026-04-15-LKEG/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_V/21_Legislaturperiode/2026-04-15-LKEG/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_V/21_Legislaturperiode/2026-04-15-LKEG/0-Gesetz.html
https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/kommunale-finanzlage-prekaer-dstgb-fordert-paradigmenwechsel-bei-der-finanzierung-von-sozialen-leistungen/
https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/kommunale-finanzlage-prekaer-dstgb-fordert-paradigmenwechsel-bei-der-finanzierung-von-sozialen-leistungen/
https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/kommunale-finanzlage-prekaer-dstgb-fordert-paradigmenwechsel-bei-der-finanzierung-von-sozialen-leistungen/
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Kreisvorstandskonferenz in Gehrden –  
Debatte über Kommunalfinanzen

Der NSGB-Präsident (r.) stellt den Teilnehmenden des Podiums Lösungen zur  
 kommunalen Finanzkrise vor. V.l.: Dr. Andreas Hoffmann (Bündnis 90/Die Grünen), 
Ulrich Watermann (SPD) und Ingo Marek vom Innenministerium

Die schwierige finanzielle Lage der niedersächsischen 
Kommunen stand auch im Mittelpunkt der Kreis
vorstandskonferenz des Niedersächsischen Städte- und 
Gemeindebundes (NSGB) in Gehrden. Im Rahmen einer 
Podiumsdiskussion tauschte sich NSGB-Präsident Dr. Marco 
Trips mit Ulrich Watermann, stellvertretender Vorsitzender 
der SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag, Dr. 
Andreas Hoffmann, haushaltspolitischer Sprecher der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Niedersächsischen 
Landtag, und Ingo Marek, Leiter der Abteilung 3 im 
Niedersächsischen Ministerium für Inneres, Sport und 
Digitalisierung, über Maßnahmen zur Linderung der 
kommunalen Finanzkrise aus.

Der NSGB machte deutlich, dass sich die kommunale Ebene 

in einer historisch schwierigen Situation befindet. Die aktu-

ellen Zahlen seien alarmierend: „Das bundesweite kommu-

nale Defizit von über 30 Milliarden Euro und das Minus von 

3,6 Milliarden Euro in Niedersachsen zeigen, dass viele Städte 

und Gemeinden längst an ihre Belastungsgrenzen gestoßen 

sind“, betonte Trips. Rücklagen seien vielerorts aufgebraucht, 

Handlungsspielräume würden immer kleiner. „Wenn Kom-

munen ihre Infrastruktur nicht mehr ausreichend erhalten 

oder notwendige Investitionen verschieben müssen, dann 

spüren die Bürgerinnen und Bürger das unmittelbar vor Ort“, 

erklärte Trips. Der Präsident des NSGB warnte zugleich vor den 

langfristigen Folgen für das Vertrauen in staatliches Handeln. 

„Starke Kommunen sind die Grundlage eines funktionieren-

den Gemeinwesens und einer lebendigen Demokratie. Wenn 

Städte und Gemeinden dauerhaft finanziell handlungsunfähig 

werden, gefährdet das auch das Vertrauen der Menschen in 

die Leistungsfähigkeit des Staates“, so Trips.

Neben den Kommunalfinanzen spielte auch das Thema 

Digitalisierung eine zentrale Rolle bei der Kreisvorstandskon-

ferenz. Anke Pörksen, Staatssekretärin im Niedersächsischen 

Ministerium für Inneres, Sport und Digitalisierung, stellte die 

Digitalisierungsstrategie des Landes vor und ging dabei insbe-

sondere auf Verwaltungsdigitalisierung und die Unterstützung 

der Kommunen bei der Umsetzung digitaler Prozesse ein. Der 

NSGB begrüßte, dass das Land Niedersachsen die kommunale 

Perspektive stärker in Digitalisierungsprozesse einbeziehen 

möchte. Zugleich betonten die Kreisvorstandsmitglieder, dass 

das hohe Digitalisierungstempo nur mit verlässlicher Finanzie-

rung, einheitlichen Standards und ausreichender Unterstüt-

zung der Kommunen möglich sei.

Als zusätzliche Herausforderung wurde die heterogene 

IT-Landschaft in Niedersachsen benannt. Während rund 60 Pro-

zent der Kommunen mit den vier kommunalen IT-Dienstleis-

tern des Landes zusammenarbeiten, verfügen andere Kom-

munen über eigene oder regional gewachsene Strukturen. Der 

Niedersächsische Städte- und Gemeindebund setzt sich daher 

für eine stärkere Standardisierung ein, um allen Kommunen 

verlässliche Rahmenbedingungen – insbesondere im Bereich 

der IT-Sicherheit, aber auch in der täglichen Anwendungs

unterstützung – zu ermöglichen.

Jan Dingeldey, Bürgermeister in Hemmingen und NSGB-Präsidiumsmitglied, im 
Gespräch mit Digitalisierungsstaatssekretärin Anke Pörksen
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SEMINARE FÜR NEU GEWÄHLTE RATSMITGLIEDER 

UND „ALTE HASEN“

Sie werden zum ersten Mal in den Rat gewählt und kommu-

nale Themen sind für Sie neu? Sie sind schon länger dabei und 

möchten Ihr Wissen auffrischen? Die Kommunalakademie des 

NSGB unterstützt Sie dabei mit Grundlagenseminaren aus der 

Reihe KomFort – Kommunale Fortbildung für Ratsmitglieder.

VERTIEFENDE VERANSTALTUNGEN 

IM VERLAUF DER WAHLPERIODE

Etwa mit den Themen „Finanzierung 

der Gemeinden“, „Windenergie“ oder 

„Zusammenarbeit in Samtgemeinden“.

SCHULUNG DURCH 
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ORTSNAH FLÄCHENDECKEND IN GANZ 

NIEDERSACHSEN ODER ONLINE

Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt durch 

Samstagsseminare.

KURZSCHULUNGEN ZU TEILTHEMEN BEREITS VOR DER 

KOMMUNALWAHL

In zweistündigen Online-Schulungen werden Teilthemen etwa aus dem 

Kommunalverfassungsrecht oder der Bauleitplanung vermittelt, die eine 

Auffrischung, Vertiefung oder auch die Vorbereitung auf Interessen-

schwerpunkte in der nächsten Wahlperiode bieten.

ONLINE-SEMINARE ÜBER „ZOOM“
Sie benötigen nur einen Rechner oder Tablet mit 
Kamera und Mikrofon.

EINLADUNG über 

die Verwaltungen der 

Mitgliedskommunen 

des NSGB.

INHOUSE-VERANSTALTUNGEN…
...finden in den Kommunen vor Ort statt 
und können von einer einzelnen Kom-
mune oder gemeinsam von mehreren 
Mitgliedsverwaltungen gebucht werden.
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 SEMINARE. FÜR RATSMITGLIEDER.

 Kommunalverfassungsrecht – Gemeindliche Bauleitplanung –.

  Kommunales Haushaltswesen.
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Dr. Wulf Haack – 40 Jahre Chefredakteur  
der Zeitschrift „Rathaus und Umwelt“
VON DR. KATRIN FLASCHE

Die erste Ausgabe von Rathaus und Umwelt 
erschien am 5. Juni 1986

Dr. Katrin Flasche, Geschäftsführerin  
der UAN, mit dem langjährigen  

Rathaus und Umwelt-Chefredakteur und 
Gründer der UAN Dr. Wulf Haack  

anlässlich der Feier zum 40-jährigen  
UAN-Bestehen am 29. Oktober 2025

In diesem Jahr ist Dr. Wulf Haack 40 Jahre Chefredakteur 

der Zeitschrift „Rathaus und Umwelt“, deren Herausgeber 

er zugleich in der Anfangszeit war. In der Bundesrepublik 

Deutschland ist „Rathaus und Umwelt“ der erste Umweltinfor-

mationsdienst für Kommunen. Die erste Auflage ist mit weit 

über 100 Einzelinformationen am Tag der Umwelt (5.6.1986) 

erschienen.

Unzähligen Mitarbeitenden in den Rathäusern hat Dr. 

Haack in ungefähr 300 Ausgaben einen liebgewonnenen 

Überblick über das aktuelle Geschehen in der Umweltpolitik 

über vier Jahrzehnte geboten. Gut verständlich und prägnant 

formulierte Texte, praxisnahe Einsortierung und politische 

Neutralität sind Markenzeichen seines hochwertigen Journa-

lismus, der mit den Bedürfnissen der Zielgruppe bestens ver-

traut ist.

RATHAUS UND UMWELT

„Kurz gefasst – dennoch sorgfältig recherchiert und sachge-

recht aufbereitet“ ist der Leitsatz von „Rathaus und Umwelt“. 

Herausgegeben wird die Zeitschrift aktuell vierteljährlich.

Dr. Haack war eine inhaltliche Ausrichtung zwischen „Hys-

terie“ (alles ganz schlimm und furchtbar) und „Weihrauch“ 

(dem Nivellieren bis Negieren aktueller Umweltprobleme) 

immer wichtig. Bodenhaftung und das Machbare aus dem 

Rathaus hatte er im Blick, Zielgruppe waren die Handelnden 

in den Rathäusern von der Sachgebiets- bis Führungsebene.
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Futterstelle für Vögel in Dr. Haacks Garten

Das inhaltliche Spektrum ist bemerkenswert und umfasst 22 

„Abteilungen“ von Ökologie, Boden, Wasser, Abwasser, Abfall, 

Luft, Verkehr, Lärm und Klima, über die vielfältigen Aspekte 

der Energiethemen bis zum produktionsbezogenen Umwelt-

schutz, Messtechnik, Verbraucherschutz, Beschaffung, Nach-

haltigkeit und Tierschutz.

CHEFREDAKTEUR DR. WULF HAACK

Nach Eintritt in den Ruhestand 2005 und Ausscheiden aus 

dem Dienst als Landesgeschäftsführer des Niedersächsi-

schen Städte- und Gemeindebundes hat Dr. Haack weitere 20 

Jahre die Redaktion der Zeitschrift fortgeführt. Das hält „fit in 

der Birne“ und „hat Spaß gemacht“, war sein unprätentiöser 

Kommentar zu dem umfangreichen Einsatz, den er über vier 

Jahrzehnte erbracht hat. Auch im Urlaub wurde das umwelt-

politische Geschehen beobachtet und in die Systematik der 

Zeitschrift einsortiert.

Besonders bemerkenswert ist, mit welcher Klarheit 

Dr. Haack in den Anfängen die Gründung der UAN allen Wider-

ständen zum Trotz vorangetrieben hat. Bereits vor der Einrich-

tung eines Umweltministeriums auf Bundesebene und später 

auf niedersächsischer Ebene hatte er die Relevanz und Bedeu-

tung des Themas Umwelt erkannt und seine Möglichkeiten 

durch die Gründung der UAN genutzt, um für den Umwelt-

schutz auf kommunaler 

Ebene aktiv zu werden.

Und bereits achtein-

halb Monate nach der 

Gründung der UAN folgte 

die Herausgabe der ers-

ten Ausgabe von „R&U“, 

wie die liebevolle Kurz-

form der Zeitschrift lau-

tet. Die Einbeziehung des 

Umweltschutzes in die 

Kommunalpolitik war und 

ist eine von Dr. Haacks 

Herzensangelegenheiten.

DER PRAKTISCHE 

NATURSCHÜTZER

Am 21. Januar und 17. 

April 2026 war ich mit Dr. 

Haack verabredet, um 

Einblick in seine Arbeits-

weise zur Erstellung einer 

R&U-Ausgabe zu erhalten.

Der Blick in den privaten Gar-

ten von Dr. Haack zeigt den 

Natur- und Umweltschützer. 

Überall sind Futterstellen für 

Vögel – viele selbstgebaut mit 

alten Lampenschirmen als Dach 

oder mit Hafer und ungesalze-

nem Schweineschmalz gefüllte 

Birkenäste (siehe Foto). Und 

auch an den Igel wird im heimi-

schen Garten gedacht mit Unter-

schlupfmöglichkeiten (Reiser-

haufen) als auch Futterstellen. Da 

wird der praktische Naturschüt-

zer sichtbar, die bunte Wiese im 

Garten ist ihm lieber als der englische Rasen. Er sieht die drin-

gende Notwendigkeit sich auch nach 40 Jahren weiterhin für 

den kommunalen Naturschutz einzusetzen und aufzuklären, 

wenn er beispielsweise an den fehlenden Schutz älterer Bäume 

in den Kommunen durch eine Baumschutzsatzung denkt.

In meinem Gespräch zeige ich neue Gedanken zur Gesun-

dung des Wasserhaushalts und die wichtige Rolle von Bäumen 

in unserer Landschaft auf. Es gibt neue Ansätze, in denen die 

Umwelt auf Augenhöhe mit dem Menschen betrachtet und 

diese Veränderung durch das Wort „Mitwelt“ anstelle von 

„Umwelt“ zum Ausdruck gebracht wird. Ein nachdenklicher 

Dr. Haack entgegnet darauf, dass wir ein Umweltwissen, aber 

kein Umweltgewissen haben.

Da ist er wieder, der weit- und scharfsinnige, sprachlich so 

exzellente Gründer der UAN, der über 40 Jahre als Chefredak-

teur von „Rathaus und Umwelt“ tätig war.

Beeindruckt hat mich auch sein Motto: „Wer mit dem Strom 

schwimmt, landet im Meer, wer gegen den Strom schwimmt, 

kommt zur Quelle.“

DANKESCHÖN

Ich verneige mich vor der Lebensleistung von Dr. Wulf Haack 

und seinem Einsatz für die Belange der Umwelt in diesem 

Land. Die UAN hat ihm viel – hat ihm alles zu verdanken, er ist 

die Quelle unserer Gründung und unserer Verbandszeitschrift 

„Rathaus und Umwelt“.

Er hat den Bach, den Fluss und Strom „UAN“ sich entwickeln 

lassen. Die Weiterentwicklung der Zeitschrift „Rathaus und 

Umwelt“ liegt ab nächstem Jahr in unseren Händen. Von sei-

nem Mut, seiner Klarheit und Weitsicht können wir nicht nur 

bei dieser Aufgabe viel lernen.
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Lassen Sie sich gern von uns beraten.
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